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Der Luchs ist ein scheues Tier,
Menschen bekommen ihn
kaum je zu Gesicht. Doch am
Dienstagabend,dem9.Septem-
ber, ist alles anders. Eine Frau
macht mit ihrem Hund in Co-
lombier NE einen Spaziergang
imWald und begegnet etwa um
20Uhr einemLuchs. Die Raub-
katze faucht, lässt sichnichtver-
treiben,auchnichtvonzweiJog-
gern, die ihren Weg kreuzen.
DiePolizeieiltzuHilfe.Ineinem
Video, das einer der Jogger auf-
genommenhat, hörtman einen
Ordnungshüter sagen: «Der
Luchs sieht aus wie eine grosse
Katze.» Auch die Frau filmt die
Szenen. EinWildhüter desKan-
tonsentscheidetsich,denLuchs
abzuschiessen.Diese Tierart ist

geschützt, darf aber unter be-
stimmten Voraussetzungen er-
legt werden. In der Schweiz ist
der Luchs seit 1971 wieder hei-
misch.Derzeit streifenetwa350
Exemplare durch dieWälder.

Das Westschweizer Radio
und Fernsehen berichtet drei
Tage später über den Vorfall.
Der Luchs namens«Diego»ha-
be der Frau mit der Pfote einen
Schlagversetzt,heisst es imBei-
trag. ChristopheNoël, Chef der
Neuenburger Wildhut, sagte:
«Der Luchs war bedrohlich für
die Person. Das ist eines der
Probleme, die eine schnelle
Intervention gerechtfertigt ha-
ben.» Kein Verständnis für die-
se Haltung hat der Verein «ave-
nir loup lynx Jura», der sich für
den Schutz der Grossraubtiere
einsetzt. In einerMedienmittei-

lung empörte er sich über diese
«radikale Lösung».

Diego war ein Waisenkind.
Im letzten Herbst fand er im
Wildpark La Garenne VD eine
Heimat. Er wurde aufgepäppelt
und im vergangenen Mai in die
Freiheit entlassen.

«Avenir loup lynx Jura» hat
gegen den Neuenburger Wild-
hüter eine Strafanzeige einge-
reicht, wie Vizepräsidentin Su-
sanne Clauss auf Anfrage von
CHMedia sagt. In ihren Augen
hat der Wildhüter den Ab-
schussentscheid ohne Not ge-
fällt–undohnevorherdenWild-
park La Garenne zu kontaktie-
ren und eine mögliche
Wiederaufnahme zu bespre-
chen. «Von Diego ging für nie-
manden eine unmittelbare Ge-
fahr aus, das ist deutlich im Vi-

Kari Kälin deo der Spaziergängerin zu
sehen»,sagtClauss.Und:«Man
hätte sichernocheinenTagZeit
gehabt, die Gesamtsituation zu
analysieren.» Auch die Spazier-
gängerin habe keine Angst ge-
habt. Das habe sie dem Verein
mitgeteilt, so Clauss weiter.
Diegohabe siemit derTatze ge-
troffen,alssiesichzwischenden
LuchsunddenHundgestelltha-
be. Die Frau habe sich vielmehr
wegenderGesamtsituationSor-
gen gemacht: Allein im Wald
mit ihremHund, und der Luchs
entfernt sich nicht, bleibt etwa
30Minuten einfach dort.

Angriff aufHaustier
Der Kanton Neuenburg vertei-
digte den Abschuss Diegos ve-
hement. Der Wildhüter habe
gemäss Bundesrecht die Kom-

petenz gehabt, diese Massnah-
me zu treffen, teilte er amMitt-
wochmit.

Diego trug einen GPS-Sen-
der auf sich. Laut dem Kanton
begab er sich in den vergange-
nenWochenoft in Siedlungsnä-
heundverlor nachundnachdie
Scheu vor den Menschen. Ein
Angriff auf eine Hauskatze ist
dokumentiert. Das Tier sei ge-
schwächt gewesen, die Musku-
latur unterentwickelt. Nach sei-
nerEntlassungausdemZooha-
be er Füchse gefressen, aber nie
Rehe oder Gämsen gejagt, die
übliche Nahrung für einen
Luchs. Für die kantonale Wild-
hutwardeshalbklar:Diegofand
sich in freierWildbahnnicht zu-
recht und stellte für Menschen
undHaustiere immermehreine
Gefahr dar.

Französisch soll nicht mehr in
der Primar-, sondern erst in der
Sekundarschule unterrichtet
werden: Mit seinem Entscheid
vonAnfangSeptember löstedas
Zürcher Kantonsparlament
einenSprachenstreitaus.Undin
der Westschweiz heftigen Pro-
test. Diese Woche entschied
auch der Kanton St.Gallen,
künftig auf das Frühfranzösisch
verzichten zu wollen. Schon im
März hatte Appenzell Ausser-
rhoden eine ähnliche Motion
angenommen. InweiterenKan-
tonen sind solche Vorstösse
hängig.

Angesichts dieser Abschaf-
fungswelle greift nun der Bun-
desrat ein: Er zeigt sich in einer
Mitteilung von Freitagmorgen
beunruhigt über die Entscheide
derDeutschschweizerKantone:
«Diese Entwicklung gefährdet
die harmonisierte Schulbildung
unddennationalenZusammen-
halt.»

Daher will er die Kantone
notfalls verpflichten, weiterhin
eine zweite Landessprache auf
Primarstufe zuunterrichten.An
seinerSitzunghatderBundesrat
das Innendepartement beauf-
tragt, eine entsprechende Ver-
nehmlassungsvorlage mit zwei
Varianten auszuarbeiten.

ZweiVarianten:Einestrikte,
einemit Spielraum
1. Die aktuell geltende Spra-
chenstrategie, die die Kantone
2004 mit dem Ziel der Harmo-
nisierung verabschiedet haben,
soll im Sprachengesetz veran-
kert werden. Sie sieht vor, dass
zwei Fremdensprachen ab der
Primarschule gelernt werden
müssen: eine Landessprache
sowie Englisch.
2.AufBundesebenesollnureine
Minimalvorgabe festgeschrie-
ben werden: Die Schulen im

Land müssen zwingend eine
zweite Landessprache ab der
Primarschule undbis zumEnde
der obligatorischen Schulzeit
unterrichten. In der Deutsch-
schweiz wäre das Frühfranzö-
sisch entsprechend weiterhin
Standard. Die Kantone hätten
bei dieser Variante aber die
Möglichkeit, mit dem Englisch
erst auf der Sekundarstufe zu
starten.

Die zweite Variante wäre
ganzimSinnedesVorschlagsdes
Nidwaldner Bildungsdirektors
Res Schmid: Der SVP-Regie-
rungsrat reichteeinenAntragzu-
handen der Konferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirek-

toren (EDK) ein, wonach die
zweite Landessprache schweiz-
weit abder 5. Klasse unterrichtet
und Englisch auf die Oberstufe
verbannt werden soll.

Der Bundesrat betont: Eine
Änderung des Sprachengeset-
zeserübrige sich,wenndieKan-
tone bei der 2004 vereinbarten
Sprachenstrategie bleiben oder
es ihnen gelinge, «die Strategie
anzupassen, ohne die Landes-
sprachen zu schwächen».

Marc Bourgeois stört sich
daran, dass der Bund eine Frei-
willigkeit vorgaukle. «Fakt ist
doch:DerBundlässtdenKanto-
nen keineWahl.Wenn sie nicht
spuren, werden sie zum Früh-

französisch gezwungen», sagt
der FDP-Bildungspolitiker aus
dem Kanton Zürich. Er war
massgeblich daran beteiligt,
dasssichdieFreisinnigenimbe-
völkerungsreichsten Kanton
gegen das Frühfranzösisch aus-
sprachen.Bourgeoisbezeichnet
das Vorgehen des Bundesrates
als «übergriffigen» Eingriff in
die Kompetenz der Kantone.

Die Enttäuschung bei
den St.GallerMotionären
Auch aus St.Gallen ertönt Kri-
tik. «Ich hätte mir gewünscht,
dass sich der Bund vorerst ein-
mal etwas in Zurückhaltung
übt», sagt SVP-Kantonsrat San-

dro Wasserfallen, der die
St.Galler Motion mitinitiiert
hat. Der Bundesrat hätte eine
regionsübergreifende Diskus-
sion inderErziehungsdirekto-
renkonferenz abwarten kön-
nen. Diese steht Ende Okto-
ber in Luzern an.

FDP-Kantonsrat Raphael
Frei, ebenfalls Mitinitiant der
Motion, betont, dass der Kan-
tonsrat viele Wege aufgezeigt
habe, wie das Französisch ge-
stärkt werden könnte – wie den
Ausbau von Austauschpro-
grammen.«Esgeht janichtdar-
um, das Französisch zu verban-
nen – sondern es an den Ort zu
bringen, wo die Schülerinnen
undSchüler denbestenLernzu-
wachs erzielen.» Das sei dem
Landeszusammenhalt sogar
noch zuträglicher. Frei sagt:
«Anstelle dieser Reaktion hätte
der Bundesrat Vorschläge ma-
chenkönnen,wiederAustausch
noch besser gelingen könnte.»

Über die vomBundesrat an-
geregteGesetzesänderungwird
am Ende das Parlament ent-
scheiden. Die befragten Kan-
tonsräte von Zürich und St.Gal-
len zeigen sich optimistisch,
dassNational-undStänderat im
Sinne der Deutschschweizer
Kantone entscheidenwerden.

In St.Gallen wurde die Mo-
tion von der Kantonsregierung
mitgetragen. Bildungsdirekto-
rin Bettina Surber (SP) sagt:
«Das Machtwort des Bundes-
rats hat sich aufgrund der Äus-
serungen nach dem Entscheid
in Zürich abgezeichnet.» Sie
hätteesbegrüsst,wennderBun-
desrat die anstehenden Diskus-
sionen in der EDK abgewartet
hätte. «Wir wollten die Diskus-
sion als Chance sehen und ha-
ben uns bereits Gedanken über
Vorschlägegemacht.»DerKan-
tonwerde sichnundafüreinset-
zen, die Diskussion in der EDK
unbesehen der Ankündigung
des Bundes weiterzuführen.

Julian Spörri,
Jochen Tempelmann

DreimalJa–unddazuvielKnob-
lauch: Das ist das Abstim-
mungsrezept von GLP-Natio-
nalrätin undHobbyköchin Bar-
baraSchaffner. IneinemVideo
serviert die Zürcherin ihre Ab-
stimmungsempfehlungen zu
E-ID, Eigentumsbesteuerung
und Klimaziel des Kantons Zü-
rich, während sie Ratatouille
kocht. Sanft geschmortwird so-
gar die komplizierte Eigenmiet-
wert-Vorlage zur leichten Kost.
Doch ob die auch schmeckt?

Ueli Maurer dürfte sich in sei-
nen Warnungen vor Dichte-
stress und Überfremdung be-
stätigt fühlen. In einem vollen
Zug zwischen Zürich und Bern
fand auch der Ex-SVP-Bundes-
rat keinen freien Sitzplatzmehr.
Als er im Speisewagen auf der
Suche nach einer Sitzgelegen-
heit die demPersonal vorbehal-
tene Treppe nach unten neh-
men wollte, wurde er auf Eng-
lisch angeschnauzt. Vielleicht
wünschte sich Maurer sehn-
lichst zurück nachChina. In Pe-
king wär ihm das nicht passiert!

«Gianna Luzio ist eine erfahre-
ne Persönlichkeit aus Politik
und Verwaltung», meinte Bun-
desrat Albert Rösti (SVP). Die
Landesregierung hat Gianna
Luzio amFreitag zur Direktorin
des Bundesamts für Kommuni-
kation(Bakom)ernannt.Die45-
jährige Generalsekretärin der
Mitte übernimmt die neue
Funktion am 1. April 2026.

Der Medienminister beton-
te, dass Luzio in der Evaluation
derKandidatenambestenabge-
schnitten habe. Luzio sei füh-
rungserfahren, verfügeüber ein
breites Netzwerk und habe eine
Nähe zu den Themen der Digi-
talisierung. Für ein Medien-
unternehmen hat die Bündne-
rin allerdings nie gearbeitet.

Luzio sagte, dass ihr in der
Führung des Bundesamtes mit
rund 300Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der gegenseitige
Respekt und eine offene Kom-
munikation wichtig seien. Auf
dem Generalsekretariat der
MittewardieFluktuation inden
vergangenen Jahren hoch. An-
gestellte beklagten sich über
den Führungsstil Luzios. Ihr
Vorgesetzter, Parteipräsident
Gerhard Pfister, nahm sie aber
stets in Schutz. (be.)

Frühfranzösisch ist wichtig für den nationalen Zusammenhalt: Das findet der Bundesrat. Bild: Corinne Glanzmann

Barbara Schaffner (GLP, Natio-
nalrätin). Bild: Severin Bigler

Gianna Luzio. Bild: key

Tierschützer protestieren gegen Luchs-Abschuss
Eine Spaziergängerin begegnete imKantonNeuenburg einer Raubkatze. Am Schluss intervenierte derWildhüter.

Frühfranzösisch-Order des
Bundesrats sorgt für Kritik
Die Kantone sollen zu Französisch auf der Primarstufe gezwungen werden. Die Ostschweiz reagiert enttäuscht.

Bundesplatz

Rösti hat eine neue
Bakom-Direktorin


